



BETRIEBSVEREINBARUNG

über die Verwendung von Kameras auf dem Betriebsgelände

abgeschlossen zwischen 
RLH ………………………… eGen (RLH) und dem

Betriebsrat der Angestellten und Arbeiter des RLH

gemäß § 343 Abs. 1 Z. 3 LAG (§ 96 Abs.1 Z. 3 ArbVG)
1. Geltungsbereich
a) persönlich

Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Dienstnehmer des Betriebes, einschließlich 

überlassener Arbeitskräfte sowie der für das Unternehmen tätigen freien Dienstnehmer.

Im Sinne einer einfacheren Lesbarkeit wurde für alle personenbezogenen Bezeichnungen wie „Dienstnehmer“ oder „Mitarbeiter“ eine Form gewählt, die für beide Geschlechter gilt.

b) sachlich

Gegenstand dieser Betriebvereinbarung ist die Regelung der digitalen Videoüberwachung sowie der Einsatz eines Videoüberwachungssystems und die Verwendung von personen-bezogenen Daten der Beschäftigten im Rahmen der Videoüberwachung. 

Diese Betriebsvereinbarung dient zur Sicherstellung der gesetzeskonformen Verwendung und Transparenz der Verwendung personenbezogener Daten beim Einsatz von Videokameras. 
Die in dieser Betriebsvereinbarung erwähnten Anhänge bilden einen integrierenden Bestandteil dieser Betriebsvereinbarung. 

c) zeitlich
Die gegenständliche Betriebsvereinbarung tritt mit …………………….. in Kraft und wird auf unbestimmte Dauer abgeschlossen.
2. Voraussetzungen für die Einrichtung eines Videoüberwachungssystems 

Der Einsatz der Videoüberwachung entspricht der Datenschutzgrundverordnung und dem Datenschutz-Anpassungsgesetz. Die Dienstnehmer sind bzw. werden über den Einsatz des Videoüberwachungssystems, seinen Zweck, die überwachten Bereiche und die Verwendungsweise der Daten informiert. 
Die überwachten Bereiche sind gemäß Informationspflicht gekennzeichnet. 

3. Systembeschreibung
3.1. Systemtyp, Geräte, Software 

Bei der Videoüberwachungsanlage handelt es sich um ein System des Herstellers Chance-i (Kartenhersteller), Aufzeichnung erfolgt über PC  () bestehend aus: 

 ….Anzahl) Aufzeichnungsgeräte; 

 ….(Anzahl) Speichermedien ( Festplatten); 

 .... (Anzahl) Kamera(s);   
Eine genaue Beschreibung des eingesetzten Systems, befindet sich in Anhang 1. 
Das Programmpaket wird auf einem ... (Standort(e) sowie Bezeichnung(en) des/r Rechner/s, auf dem/denen Informationen zusammenlaufen, ist/sind hier zu ergänzen) installiert. Ein Zugriff auf elektronische Bilder über andere als die in der vorliegenden Betriebsvereinbarung angegebenen Arbeitsplätze (zB Webanbindung, Datenübertragung über Netzwerk) ist nicht gestattet. 

4. Verwendung des Systems
a) überwachte Räumlichkeiten
 Das System kommt in öffentlich zugänglichen Bereichen des Unternehmens zur  

Anwendung, die von betriebsexternen Personen stark frequentiert werden; das sind:

· Eingangsbereich
· Kassenbereich
· Verkaufsflächen, Freilager, Lagerflächen, Tankstellen, Produktionsbereiche der Gewerbebetriebe. Eine taxative Aufzählung ist vorzunehmen. 

UND/ODER 

 Das System wird weiters/nur in hochsensiblen Sicherheitsbereichen des Unternehmens 

eingesetzt (Tresorraum, Rechenzentrum/Datenarchiv). – eine taxative Aufzählung ist  

vorzunehmen 

Eine genaue Dokumentation mit Kennzeichnung der überwachten Bereiche, der Position und der tatsächlichen Reichweite der Kameras findet sich im Anhang 2. 

Ausdrücklich nicht erfasst werden Pausen-, Aufenthalts- und Sanitärräume und Garderoben.

Die Kameras werden so positioniert, dass die Arbeitsplätze der Mitarbeiter nicht erfasst sind. Ist jedoch ein konkreter Arbeitsplatz aufgrund von überwiegenden sachlichen Gründen davon betroffen, sind die Kameras so zu positionieren, dass einzelne definierte Arbeitsplätze von MitarbeiterInnen nicht zentral/nicht permanent im Beobachtungsfeld liegen, sondern nur peripher erfasst werden. Mit dem Betriebsrat ist darüber zu beraten. 
Die Datenerfassung findet an den in Anhang 2 beschriebenen Standorten statt, wobei die  

Positionierung der Kameras sowie die Änderungen der Positionierung der Zustimmung des  

Betriebsrates bedürfen. Es wird festgehalten, dass es sich bei der Datenerfassung grundsätzlich um fixe Aufnahmeeinstellungen handelt, das heißt, das Bewegen/Schwenken bzw. Zoomen der Kameras durch aktives Eingreifen der zugriffsberechtigten Personen zur Verfolgung von Personen ist nicht gestattet. Hiervon ausgenommen sind folgende Kameras in Anlage 2:

c) Gegenstand der Aufnahme
Die Videoüberwachung dient der Sicherung der Vermögenswerte sowie der Vermeidung von  

eventuellen Kosten aus Sachbeschädigungen durch Dritte. Es wird ausdrücklich festgehalten, dass die Videoüberwachung in keiner Weise einer Leistungs- und Verhaltenskontrolle der Beschäftigten dient. Audiodaten werden nicht aufgezeichnet. 

Grundlage für die Überwachung ist daher ein berechtigtes Interesse des Dienstgebers.

5. Überwachungsprozedere 

Schnittstellen des eingesetzten Systems zu anderen Daten verarbeitenden Systemen sind nicht zulässig, sofern dies nicht gesondert in Betriebsvereinbarungen vereinbart ist.
6. Verwendung aufgezeichneter Daten 

Jeder Zugriff auf das Bildmaterial ist zu protokollieren und hat gemeinsam mit dem Betriebsrat zu erfolgen, sofern Persönlichkeitsrechte von Mitarbeitern betroffen sein können. Bilder und Daten, die unter Nichteinhaltung der datenschutzgesetzlichen Bestimmungen sowie der in gegenständlicher Betriebsvereinbarung festgehaltenen Regelungen erhalten wurden, unterliegen einem Verwertungsverbot. 
a) Aufbewahrungsdauer und Datenzugriff 

Aufgenommene personenbezogene Daten sind vom Verantwortlichen zu löschen, wenn Sie für den Zweck, für den sie ermittelt wurden, nicht mehr benötigt werden und keine andere gesetzlich vorgesehene Aufbewahrungspflicht besteht. Eine länger als 72 Stunden andauernde Aufbewahrung muss verhältnismäßig sein, ist gesondert zu protokollieren, dem Betriebsrat mitzuteilen und zu begründen. Die sichere Aufbewahrung der Aufzeichnungsmedien, das heißt der Ausschluss des Zugriffs nicht befugter Personen auf die Daten, ist durch den Betreiber zu gewährleisten. 

Das System ist so zu konfigurieren, dass ein Zugriff auf gespeicherte Daten automatisch vom System protokolliert wird. Auf Aufforderung des Betriebsrates sind ihm diese Protokolle (Logfiles o.ä.) zur Verfügung zu stellen. 

Alle Personen, die eine Zugriffsberechtigung oder eine Zugriffsmöglichkeit auf die Daten haben, sind in Anhang 3 angeführt und haben durch Unterschrift zu bestätigen, von den in der Betriebsvereinbarung getroffenen Regelungen nachweislich informiert worden zu sein. 

b) Datenauswertung 

Eine Auswertung von relevanten, zeitlich begrenzten Aufnahmesequenzen ist unter Einhaltung folgender Richtlinien zulässig. 

 Die Aufzeichnungen werden ausschließlich zur Analyse bzw. zur Überprüfung eines  

konkreten Verdachtes auf ein strafrechtliches Delikt verwendet.
 Die Sichtung des gespeicherten Bildmaterials erfolgt ausschließlich unter Anwesenheit 

zugriffsberechtigter Personen und des Betriebsrates. Die Einsichtnahme wird durch ein unterzeichnetes Protokoll aller Beteiligten dokumentiert. Hat sich ein Verdacht nicht bestätigt, sind die Einsichtsprotokolle nach 12 Monaten zu vernichten.
 Eine Auswertung des gespeicherten Bildmaterials ohne Beisein des Betriebsrates ist dann zulässig, wenn Dienstnehmer, deren Rechte davon berührt sein könnten, der Auswertung beiwohnen, dieser zugestimmt haben, eine Protokollierung an den Betriebsrat übermittelt wird und sich der Verdacht auf ein Delikt nicht gegen den Dienstnehmer richtet. Eine Auswertung unter diesen Bedingungen ist auch zur Aufklärung von behaupteten Abwicklungsmängeln (z.B. Kunde behauptet, Wechselgeld wäre nicht korrekt ausgehändigt worden“) erlaubt.
 Besteht ein begründeter Verdacht eines strafrechtlichen Delikts gegen Beschäftigte des Unternehmens, bedürfen etwaige Kontrollmaßnahmen durch die Geschäftsführung des Einvernehmens mit dem Betriebsrat. Das Einvernehmen ist zu protokollieren. Falls der Betriebsrat den Verdacht nicht als ausreichend erachtet, ist dies ebenfalls zu protokollieren.
Gespeicherte Daten werden in diesem Fall ausschließlich an die zuständigen Sicherheitsbehörden (Polizei, Staatsanwaltschaft, Gericht) sowie an die für die Verfolgung der Ansprüche des Arbeitgebers beigezogenen Vertreter und Berater (z.B. Anwalt, Rechtsberater, Versicherung) übergeben; eine Übermittlung an andere Stellen ist nicht zulässig. 

7. Rechte der Dienstnehmer 

Den Dienstnehmern stehen grundsätzlich die Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung, Datenübertragbarkeit und Widerspruch zu. Dafür können sich Dienstnehmer an die Geschäftsführung der Lagerhausgenossenschaft……………..wenden..
Wenn Dienstnehmer glauben, dass die Verarbeitung ihrer Daten gegen das Datenschutzrecht verstößt oder ihre datenschutzrechtlichen Ansprüche sonst in einer Weise verletzt worden sind, können Sie sich bei der Datenschutzbehörde beschweren.

8. Informations-, Mitwirkungs- und Kontrollrechte des Betriebsrates 

Unbeschadet des zuvor festgehaltenen, sind alle eingesetzten Videoüberwachungssysteme dem Betriebsrat zu melden. 

Der Betriebsrat hat das Recht, jederzeit die Einhaltung der Betriebsvereinbarung sowie die 
ordnungsgemäße Funktion des Überwachsungssystems, unabhängig von konkreten Beschwerden, zu überprüfen. Der für den Betrieb der Videoüberwachung verantwortliche Personenkreis (siehe Anhang 3) ist gegenüber dem Betriebsrat auskunftspflichtig. 

Die Unternehmensleitung stellt dem Betriebsrat bei geplanter Veränderung des Systems jeweils folgende Unterlagen zur Verfügung: Systembeschreibung, Standorte, Auswertungen, 

Zugriffsberechtigungen sowie Art, Standort und Verknüpfung der verschiedenen  

Kameras bzw. Netzwerkkomponenten. 

Der Betriebsrat muss rechtzeitig von Änderungen oder einem Ausbau des Systems informiert  

werden. Jeder Ausbau bzw. jede Änderung bedarf einer Ergänzung bzw. Änderung dieser Betriebsvereinbarung. Der Betriebsrat hat darüber hinaus das Recht, die Demontage einzelner Kameras bzw. des gesamten Systems zu verlangen, wenn Regelungen dieser Betriebsvereinbarung nicht eingehalten werden bzw. bestehen. 

Der Betriebsrat hat das Recht, in sämtliche Auswertungen – unter Zugrundelegung des ArbVG bzw. LAG – Einsicht zu nehmen. Zugang zu Hardware und Software ist ihm zu gewähren.  

9. Kontaktdaten des Verantwortlichen
Lagerhausgenossenschaft…………….

Adresse……………………
10. Anhang
Anhang 1: Systembeschreibung anhand von Bedienungsanleitungen/Benutzerhandbüchern etc.: 

 Aufzeichnungsgerät (Produktbezeichnung); 

 Kamera (Produktbezeichnung); 

 Speichermedien (Produktbezeichnung) 

 … 

Anhang 2: Kamerastandorte und überwachte Bereiche (Lageskizzen) 

Anhang 3: Zugriffsberechtigte Personen (inkl. Kopie der nachweislichen Information) 

Zeichnungsbevollmächtigte: 

Für die Unternehmensleitung   



 Für den Betriebsrat 









Betriebsrat Arbeiter









Betriebsrat Angestellte

